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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Schriftstücke, die eine gesetzliche Frist auslösen, innerhalb welcher die
Rechtsunterworfenen handeln müssen – zum Beispiel Willensäusserungen,
Behördenentscheide oder Gerichtsurteile – stellen laut Mauro Poggia (mcg, GE) eine
Quelle der Rechtsunsicherheit dar, da es keine über alle Rechtsbereiche einheitlichen
Regelungen für die Bekanntgabe solcher Fristen gibt. Der Nationalrat gab mit der
Annahme eines entsprechenden Postulates im Herbst 2015 dem Bundesrat den Auftrag,
in einem Bericht aufzuzeigen, wie heute Schriftstücke, die eine Frist auslösen,
bekanntgemacht werden und welches die Vor- und Nachteile der bestehenden Praxis
sind. 1

POSTULAT
DATUM: 21.09.2015
KARIN FRICK

Nach Ansinnen des Bundesrates sollen die Parteien in Justizverfahren künftig digital
kommunizieren. Dazu will der Bundesrat eine zentrale Plattform für den elektronischen
Rechtsverkehr schaffen, auf der alle an einem Verfahren beteiligten Parteien auf
sicherem Weg Daten mit den Gerichten, Staatsanwaltschaften und
Justizvollzugsbehörden austauschen können. Er gab im November 2020 ein
entsprechendes Bundesgesetz über die Plattform für die elektronische
Kommunikation in der Justiz (BEKJ) in die Vernehmlassung. Die Kosten für den Aufbau,
die Einführung und den Betrieb der Plattform in den ersten acht Jahren schätzte die
Regierung auf rund CHF 50 Mio. Diese sollen vom Bund und den Kantonen gemeinsam
getragen werden, unter anderem über eine Gebühr, die die Behörden für die Nutzung
der Plattform bezahlen und die sie auf die Nutzerinnen und Nutzer überwälzen können.
Der elektronische Rechtsverkehr erleichtere die Kommunikation zwischen Parteien und
Behörden ebenso wie den Zugriff auf die Verfahrensakten für alle Beteiligten, was die
Justizverfahren insgesamt beschleunige, so die Regierung. Der Zugang auf die Plattform
soll über die E-ID geregelt werden. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.11.2020
KARIN FRICK

Wie der im April 2022 veröffentlichte Ergebnisbericht zeigte, wurde das Bundesgesetz
über die Plattform für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ) in der
Vernehmlassung grossmehrheitlich begrüsst. Das neue Gesetz sieht die Schaffung
einer sicheren, zentralen, elektronischen Plattform vor, auf der alle an einem
Justizverfahren beteiligten Parteien Daten mit den Gerichten, den Staatsanwaltschaften
und den Justizvollzugsbehörden austauschen können. Dieser elektronische
Rechtsverkehr soll nach Ansinnen des Bundesrates für professionelle Anwenderinnen
und Anwender – in erster Linie Gerichte, Behörden und die Anwaltschaft –
obligatorisch werden, während Privatpersonen die Wahl zwischen der elektronischen
Plattform und dem herkömmlichen Postweg haben sollen.
25 Kantone, vier Parteien (Mitte, FDP, GLP und SP) sowie 49 weitere
Vernehmlassungsteilnehmende äusserten sich grundsätzlich positiv zum Vorentwurf,
während von den insgesamt 108 eingegangenen Stellungnahmen nur acht ablehnend
ausfielen. Die übrigen Teilnehmenden sprachen sich weder explizit für noch gegen die
Vorlage aus, was im Bericht in den meisten Fällen als «implizit[e] Zustimmung mit
Änderungsvorschlägen» gewertet wurde. Grundsätzlich gegen die erzwungene
Umstellung auf ein elektronisches System stellte sich die SVP: Das bisherige System
habe sich bewährt, es bestehe kein Grund, dieses zu ändern. Skeptisch äusserten sich
auch der Kanton Schwyz, die Piratenpartei und die Alternative Linke Bern, das
Kantonsgericht Schwyz, die Digitale Gesellschaft, die pEp Foundation und PrivaSphere.
Sie opponierten nicht gegen den elektronischen Rechtsverkehr an sich, hielten das
Projekt aber für unausgereift, risikobehaftet und überkomplex.
Der Bundesrat nahm Ende Juni 2022 Kenntnis von den Vernehmlassungsergebnissen
und zeigte sich gewillt, einige inhaltliche Kritikpunkte bei der Erarbeitung des Entwurfs
zu berücksichtigen. So wollte er den Kantonen, die sich nicht an der zentralen Plattform
beteiligen wollen, die Möglichkeit zugestehen, eine eigene Plattform aufzubauen. Damit
die allenfalls verschiedenen Plattformen interoperabel sind, sollen im Gesetz
technische Minimalstandards festgelegt werden. Ausserdem werde der Entwurf den
Kantonen und der Anwaltschaft Übergangsfristen gewähren, um die neue
Kommunikationsform einzurichten. Darüber hinaus soll die Verpflichtung zur digitalen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.06.2022
KARIN FRICK
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Kommunikation nicht für das Schlichtungsverfahren im Zivilprozess gelten, da die
Parteien dort teilweise ohne Anwalt oder Anwältin aufträten. 3

Mitte Februar 2023 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Bundesgesetz
über die Plattformen für die elektronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ). Es
dient als gesetzliche Grundlage für eine zentrale, digitale Kommunikationsplattform für
den Rechtsverkehr, die der Bund gemeinsam mit den Kantonen aufbauen will. Zu
diesem Zweck soll eine Körperschaft gegründet werden, welche die Plattform aufbaut,
betreibt und weiterentwickelt. An den für den Aufbau veranschlagten Kosten von CHF
28 Mio. wird sich der Bund – wie im Projekt «Justitia 4.0» vereinbart – durch das
Bundesgericht zu einem Viertel beteiligen. Ein weiteres Viertel der Aufbaukosten wird
durch die kantonalen Obergerichte und Justizleitungen getragen, die verbleibenden 50
Prozent von der KKJPD. Für den Betrieb und die Weiterentwicklung der Plattform
rechnete die Regierung mit Kosten von CHF 7.4 Mio. pro Jahr. Diese sollen gemäss
Botschaft durch Gebühren gedeckt werden. In Reaktion auf die Vernehmlassung sollen
die Kantone nun aber nicht verpflichtet werden, sich an der nationalen Plattform zu
beteiligen; sie sollen auch eigene Plattformen nutzen dürfen, die gesetzlich festgelegte
Minimalstandards erfüllen. Im Gesetz werden insbesondere die Finanzierung und die
Gebühren für die Nutzung der Plattform sowie Datenschutz- und Haftungsfragen
geregelt. Um dem raschen technologischen Wandel Rechnung tragen zu können, werde
auf technische Vorgaben weitestmöglich verzichtet, erklärte die Regierung in der
entsprechenden Medienmitteilung. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.02.2023
KARIN FRICK

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession 2023 als Erstrat mit dem
Bundesgesetz über die Plattformen für die elektronische Kommunikation in der Justiz
(BEKJ). Nach einer ausführlichen Debatte trat die grosse Kammer mit 133 zu 53
Stimmen auf den Entwurf ein. Die SVP-Fraktion stimmte geschlossen gegen Eintreten,
weil die Vorlage ihrer Meinung nach unzulänglich war. Minderheitssprecher Pirmin
Schwander (svp, SZ) kritisierte, dass der Entwurf den Weg für den Aufbau mehrerer
paralleler Kommunikationsplattformen offen lasse, was nicht effizient sei. Ausserdem
äusserte er Sicherheitsbedenken und monierte, dass ein allfälliger Totalausfall der
Plattform im Gesetz nicht geregelt werde. Die Berichterstatterin der
Kommissionsmehrheit, Min Li Marti (sp, ZH), zeigte sich indes überzeugt, dass die
Digitalisierung in der Justiz zu einer effizienteren Zusammenarbeit zwischen den
Verfahrensbeteiligten führen könne. Sie betonte zudem, dass die Vorlage von den
Kantonen «ausdrücklich gewünscht und befürwortet» werde.
In der anschliessenden Detailberatung gab es lediglich zwei Minderheitsanträge.
Einerseits nahm eine Minderheit Marti die schon in der Eintretensdebatte
vorgebrachten Bedenken auf, dass es weder sinnvoll noch effizient sei, mehrere
Plattformen parallel zu betreiben. Sie wollte diese Möglichkeit daher aus dem Gesetz
streichen, während es die Mehrheit als sinnvoll erachtete, diese Option vorerst offen zu
lassen. Die bürgerliche Mehrheit im Nationalrat stützte die Position der
Kommissionsmehrheit mit 105 zu 80 Stimmen und beliess den Artikel gegen den Willen
des links-grün-grünliberalen Lagers unverändert. Auch die SVP-Fraktion, die unter
anderem genau damit für Nichteintreten argumentiert hatte, stimmte jetzt dagegen,
diesen Artikel zu streichen. Eine weitere Minderheit Marti forderte andererseits, dass
die Arbeitsverhältnisse der Angestellten der Körperschaft, die mit dem Aufbau und dem
Betrieb der Plattform betraut sein wird, dem öffentlichen Personalrecht unterstellt
statt privatrechtlich geregelt werden. Ausserhalb der Fraktionen der SP und der Grünen
fand dieser Vorschlag jedoch keinen Anklang. Die übrigen Änderungsanträge der RK-NR
waren unbestritten. Es handelte sich dabei vor allem um diverse Präzisierungen am
bundesrätlichen Entwurf. 
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage mit 133 zu 53 Stimmen an.
Wie schon beim Eintreten votierte die SVP-Fraktion geschlossen dagegen.
Abschliessend stimmte der Nationalrat stillschweigend für die Abschreibung der Motion
12.4139, die die Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs gefordert hatte. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.09.2023
KARIN FRICK
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Strafrecht

Die im Rahmen der Totalrevision der Bundesverfassung im Paket Justizreform vom
Bundesrat beantragte Kompetenz zur Vereinheitlichung der kantonalen
Strafprozessordnungen wurde vom Parlament gutgeheissen. Widerstand gab es nur von
den Liberalen Leuba (VD) und Sandoz (VD), welche das Projekt aus grundsätzlich
föderalistischen Gründen bekämpften. Die Vorlage konnte allerdings im Berichtsjahr
infolge von Differenzen zwischen den beiden Räten zu anderen Reformteilen noch
nicht verabschiedet werden. Die in den Vorjahren eingereichten und akzeptierten
Standesinitiativen verschiedener Kantone für diese Vereinheitlichung konnten als erfüllt
abgeschreiben werden (95.301 / 95.302 / 95.304 / 95.305 / 95.307 / 96.300 / 96.315).
Die praktische Umsetzung dieser Vereinheitlichung wird freilich noch einige Zeit
dauern. Der Fahrplan des EJPD sieht eine Vernehmlassung frühestens im Jahr 2000 und
die Inkraftsetzung nicht vor 2005 vor. Eine Expertenkommission präsentierte zu
Jahresbeginn einen ersten Grundlagenbericht für ein künftiges Strafprozessgesetz.
Dabei fassten die Wissenschafter einige Grundsatzentscheide. So sprach sich eine
Mehrheit dafür aus, die Strafuntersuchung nicht durch den Staatsanwalt, sondern
durch einen unabhängigen Untersuchungsrichter leiten zu lassen. Diese Regelung gilt
heute in allen Kantonen ausser Basel-Stadt und Tessin. Auf in einigen anderen Staaten
praktizierte Neuerungen wie etwa das «plea bargaining», d.h. das Aushandeln von
Schuldanerkennung und Strafmass (USA), oder eine Kronzeugenregelung (Italien) soll
nach Meinung der Experten verzichtet werden. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.06.1998
HANS HIRTER

Wenn gegenüber einer beschuldigten Person im Strafprozess rechtswidrige
Zwangsmassnahmen angewandt wurden, hat diese Person gemäss geltender
Strafprozessordnung Anspruch auf Genugtuung. Eine solche rechtswidrige
Zwangsmassnahme kann beispielsweise darin bestehen, dass die Dauer der
Untersuchungshaft länger war als die schliesslich verhängte Strafe. Falls der Staat einer
verurteilten Person eine solche Entschädigung zahlen muss, stellt sich die Frage, ob
diese Genugtuung mit den Gerichtskosten, welche der verurteilten Person auferlegt
werden, verrechnet werden kann oder nicht. Mit einer parlamentarischen Initiative
wollte die RK-NR den unklaren Wortlaut von Art. 442 Abs. 4 StPO ändern, „um die
widersinnige Situation auszuschliessen, dass der Staat einer verurteilten Person erst
eine Entschädigung bezahlen muss und danach Schritte einleiten muss, um die eben
dieser Person auferlegten Gerichtskosten einzufordern“, so die Begründung des
Vorstosses. Die Schwesterkommission (RK-SR) betonte jedoch, dass solche
Entschädigungszahlungen nur bei sehr problematischen Haftbedingungen ein Thema
seien und es in diesen Fällen wichtig sei, dass die geschädigte Person tatsächlich eine
Genugtuung erhalte, und sprach sich mit 5 zu 4 Stimmen bei 2 Enthaltungen gegen die
Initiative aus. Die RK-NR wollte im Sinne der Prozessökonomie am Vorstoss festhalten
und argumentierte, die Umsetzung der Initiative könne im Rahmen der ohnehin
anstehenden StPO-Revision (als Folge der Überprüfung der StPO auf ihre
Praxistauglichkeit) erfolgen. In der Herbstsession 2015 liess sich der Nationalrat von der
Argumentation seiner Kommission mehrheitlich überzeugen und gab der Initiative mit
130 zu 53 Stimmen Folge. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2015
KARIN FRICK

Im Januar 2016 gab auch die RK-SR einer parlamentarischen Initiative ihrer
Schwesterkommission Folge, die die Strafprozessordnung dahingehend ändern wollte,
dass Genugtuungsansprüche aufgrund rechtswidriger Zwangsmassnahmen mit den
Gerichtskosten verrechnet werden können. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.01.2016
KARIN FRICK

Nachdem das Anliegen im Rahmen der Revision der Strafprozessordnung diskutiert und
verworfen worden war, zog die RK-NR ihre parlamentarische Initiative zur Verrechnung
von Genugtuungsansprüchen mit den Gerichtskosten im Juni 2022 zurück. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.2022
KARIN FRICK
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Privatrecht

Der Bundesrat veröffentlichte seine Botschaft für ein Gesetz, das für die ganze Schweiz
einheitlich regeln soll, welches Gericht örtlich für Zivilrechtsklagen verantwortlich
ist. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.11.1998
HANS HIRTER

Das 1998 vom Bundesrat vorgeschlagene neue Gesetz, das für die ganze Schweiz
einheitlich regeln soll, welches Gericht örtlich für Zivilrechtsklagen verantwortlich ist,
fand im Nationalrat ungeteilte Zustimmung und wurde mit einigen kleinen, meist
redaktionellen Änderungen verabschiedet. Der Ständerat genehmigte die Vorlage mit
einigen weiteren kleinen Änderungen ebenfalls einstimmig. Die Differenzbereinigung
konnte allerdings noch nicht in der Wintersession abgeschlossen werden, da die grosse
Kammer nicht in allen Punkten den Beschlüssen des Ständerates zustimmte. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.1999
HANS HIRTER

Nach der Bereinigung der letzten Differenzen beim Bundesgesetz über den
Gerichtsstand in Zivilrechtsachen wurden die neuen Bestimmungen in der
Frühjahrssession vom Parlament verabschiedet und vom Bundesrat auf Anfang 2001 in
Kraft gesetzt. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.2000
HANS HIRTER

Im Rahmen der Revision der Zivilprozessordnung beschäftigte sich die RK-NR unter
anderem mit den Voraussetzungen, unter denen ein Gericht superprovisorische
Massnahmen zum Persönlichkeitsschutz verfügen kann, etwa ein vorläufiges
Publikationsverbot für einen Medienbericht. In diesem Zusammenhang stellte sie fest,
dass der vorsorgliche Rechtsschutz gegen Persönlichkeitsverletzungen bei Inhalten, die
über neue und elektronische Medien verbreitet würden, ins Leere laufe, wenn
superprovisorische Massnahmen nicht innert kürzester Zeit erwirkt werden könnten –
und damit auch ausserhalb der allgemeinen Geschäftszeiten der Gerichte. Mit dieser
Begründung reichte die Kommission zwei Vorstösse ein: Mit einem Postulat (Po.
22.3002) wollte sie den Bundesrat beauftragen zu prüfen, wie der vorsorgliche
Rechtsschutz ausserhalb der Geschäftszeiten im Sinne eines Pikettdienstes der
Gerichte gewährleistet werden könnte. Mit einer Motion (Mo. 22.3003) wollte sie den
Bundesrat verpflichten, das Anliegen umzusetzen. Der Bundesrat gab zu bedenken, dass
die Gerichtsorganisation in der Zuständigkeit der Kantone liege, weshalb der
Bundesgesetzgeber die ihm gesetzten Grenzen prüfen und die Kantone miteinbeziehen
müsse. Ausserdem müsse geklärt werden, welche Auswirkungen auf die
Verfahrensvorschriften eine solche Änderung hätte. Er anerkannte jedoch den
Handlungsbedarf und beantragte demnach das Postulat zur Annahme und die Motion
zur Ablehnung. Der Nationalrat nahm in der Sondersession vom Mai 2022 beide
Vorstösse an. 13

POSTULAT
DATUM: 10.05.2022
KARIN FRICK
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